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Luzerner Altstadt
Ein Bäcker hat seinen Nachfolger auf
spezielle Weise gesucht – und gefunden. 24

«DerDurchgangsbahnhofwirdkommen»
Verkehr Für Peter Füglistaler (57) ist die Frage nicht, ob, sondern wann Luzern einen neuen Bahnhof

erhält. Der Direktor des Bundesamts für Verkehr verteidigt ausserdem sein Vorgehen im Streit um einheitliche Tarife.

Interview: Alexander von Däniken
alexander.vondaeniken@luzernerzeitung.ch

In Ittigen bei Bern ist zusammen, was
zusammengehört: Auf einem Areal ste-
hen die Verwaltungsgebäude der Bun-
desämter für Umwelt, Verkehr, Strassen,
Umwelt und Kommunikation. Zusam-
menführen ist auch das Ziel des Direk-
tors des Bundesamts für Verkehr (BAV),
Peter Füglistaler. Er will das Tarifsystem
im Schweizer ÖV – bestehend aus Stre-
cken- und Zonenbilletten – vereinheitli-
chen. Notfalls soll künftig der Bund eine
Organisation bestimmen können, wel-
che die sogenannte Systemführerschaft
im Bereich Verkehr übernimmt (Ausga-
be vom 9. Januar). Die Verkehrskommis-
sion des Nationalrats hat allerdings
letzte Woche empfohlen, die entspre-
chende Botschaft mit dem Namen Or-
ganisation der Bahninfrastruktur an den
Bundesrat zurückzuweisen.

Der Weg zu Füglistalers Büro führt
durch bunte Lounge-Inseln, die man
eher bei Google vermuten würde. Insel-
lösungen, deutet der BAV-Chef im Inter-
view an, sind nicht das Ziel im ÖV. Das
gelte auch mit Blick auf den Luzerner
Durchgangsbahnhof. Das Projekt sei von
einem anderen abhängig.

PeterFüglistaler, Luzernunddie
Zentralschweizwarten seit der
«Bahn2000»auf versprochene
Infrastrukturausbauten.Das2,4
MilliardenFranken teureProjekt
Tiefbahnhof stösst bis jetzt nicht auf
IhreGegenliebe.Täuschtdieser
Eindruck?
Derzeit «liebt» mich niemand. Zürich
nicht, weil der Ausbau des Bahnhofs Sta-
delhofen nicht versprochen ist. Basel
wartet auch schon lange auf ein Projekt,
Bern und das Wallis ebenfalls. Es geht
hier nicht um Sympathien und Vorlieben
für Projekte, sondern um deren sachliche
Bewertung und das Setzen von Priori-
täten aus nationaler Optik. Der Bundes-
rat hat uns am Mittwoch damit beauf-
tragt, bis Ende 2017 einen Vernehmlas-
sungsentwurf auszuarbeiten (siehe Box,
dieRed.). Erst dann wird klar sein, welche
Projekte der Bundesrat bis 2030 oder
2035 zur Realisierung vorsieht.

Washeisst daskonkret fürden
Tiefbahnhof:Gibt esdazueine
Alternative?
Die Frage beim Durchgangsbahnhof ist
nicht, ob er kommt, sondern wann er
kommt und ob er ohne Zimmerbergtun-
nel die erhofften Verbesserungen bringt.

Aus Ihrer«nationalenOptik» ist
alsoderZimmerbergtunnel zwi-
schenZürichundZugdringender?
Dieses Projekt hat eine höhere Priorität,
weil der Durchgangsbahnhof nur damit
seine volle Wirkung entfalten kann.

Daswürdebedeuten, dassder
Tiefbahnhofnochnicht imAusbau-
schritt 2030/35berücksichtigtwird.
Daraufdeutet auchdieAussagevon
VerkehrsministerinDorisLeuthard
(CVP),wonachderTiefbahnhofund
dasStrassenprojektBypass aufein-
ander abgestimmtwerdenmüssen.
AuchwennsichderLuzerner Stadt-
rat derzeit gegendiekantonale
SpangeNordwehrt, die ein elemen-
tarerTeil desBypasses ist, scheint
dasStrassenprojekt beimBunddie
Nasevorne zuhaben.
Der Entscheid, welche Strassen- und
Eisenbahnprojekte in den nächsten Jah-

ren realisiert werden, liegt letztlich
beim Parlament. Vorentscheide gibt es
wie gesagt keine. Auch wenn der
Durchgangsbahnhof nicht in den
nächsten Ausbauschritt käme, würde
er nicht von der Liste der nötigen Pro-
jekte verschwinden. Der Durchgangs-
bahnhof wird kommen. Es ist nur die
Frage, wann wir ihn finanzieren können.
Voraussichtlich ab etwa 2025 wird der
nächste Ausbauschritt dem nationalen
Parlament vorgelegt. In der Zwischen-
zeit kann die Projektierung weiterge-
führt werden.

Trägt derBund,wie der Luzerner
RegierungsratRobertKüng (FDP)
vermutet, den topografischen
VerhältnissenLuzerns zuwenig
Rechnung?
Ich bin beruflich und privat knapp
80 Mal pro Jahr im Zug unterwegs. Und
ich bin sehr oft in Luzern und besuche
fast jedes Heimspiel des Handball-Clubs
Kriens.DieTopografievonLuzern istuns
bekannt und wird auch in die Überlegun-
gen einbezogen.

Bundesbern stellt Luzernaufdas
Abstellgleis:DiesenEindruckerhält
manauch,weil seitDezembernur
nocheinemorgendlicheDirektver-
bindungvonLuzern insTessin
besteht.Wirddasmitdemnächsten
Fahrplanwechsel besser?
Bern ist nicht immer gleich Bern. Die
Fahrpläne werden von den SBB gemacht
und nicht im BAV. In der Tat finden auch
wir die Einbindung von Luzern nicht op-
timal. Bei der Fahrplanerstellung gibt es
heute eine Systemführerschaft, die bei
den SBB liegt. Der konkrete Fall zeigt,
dass sich das BAV nicht in die operative
Gestaltung der Fahrpläne einmischt.
Aber wenn uns die Kantone diese Kom-
petenz geben, werde ich mich gerne da-
für einsetzen.

AproposSystemführerschaft.Was
dasVereinheitlichenvonStrecken-
undZonenbillettenbetrifft,wollen
dieKantone –undmit ihnennundie
VerkehrskommissiondesNational-
rats –mehrMitsprache.Warumtun
Sie sichmit demFöderalismus so
schwer?
Föderalismus, der zu guten Lösungen
für die ÖV-Kunden führt, unterstütze ich
voll und ganz. Das zeigt der Planungs-
prozess zum Ausbauschritt 2030/35, bei
dem wir die Kantone in den Ausbau des
ÖV in einer Art einbeziehen, wie es das
noch nie gab. Ausserdem wird disku-
tiert¸ dass sich der Bund weitgehend aus
dem Bestellprozess des regionalen Per-

sonenverkehrs zurückziehen könnte,
auch wenn er weiterhin die Hälfte der
Abgeltungen bezahlt. Wenn Föderalis-
mus aber bedeutet, dass wir in der
Schweiz 26 kantonale Fahrausweissorti-
mente haben, die das Benützen des ÖV
unnötig erschweren, hemmt dies Ver-
besserungen. Es ist schwer zu verstehen,
dass ein kleines Land wie die Schweiz
zwischen 6000 und 7000 unterschied-
liche Billette hat. Übrigens haben wir
nach der Vernehmlassung im Gesetzes-
entwurf eingefügt, dass die Kantone bei
der Beauftragung von Systemführer-
schaften anzuhören sind. Zudem sind
für jede einzelne Systemführerschaft
schriftlich der Umfang und der Inhalt

sowie der Einbezug der Kantone zu re-
geln. Damit sind wir den Kantonen weit
entgegengekommen. Ich bin bereit,
noch einen Schritt weiterzugehen, wenn
dies die Befürchtungen der Kantone be-
seitigt und der Sache dient.

Trotzdem:DerBranchenverband
desöffentlichenVerkehrs erarbeitet
bereits eineLösung, umdieTarifsys-
temezuvereinheitlichen.Warum
braucht es zusätzlichenDruckvom
Bund?
Es braucht den Druck, weil die Branche
seit Jahren zu keinen Lösungen kommt.
Diese Einschätzung teilen viele inner-
halb der Branche. Einzelne Verkehrs-
verbünde verweigern die Mitarbeit.
Damit wird alles blockiert, und wir ste-
hen mit dem bisherigen, komplexen
Tarifsystem den Ansprüchen der Kun-
den und den Herausforderungen der
Digitalisierung gegenüber. Das kann
nicht gut gehen und gefährdet das ÖV-
Erfolgsmodell Schweiz.

StichwortDigitalisierung:Wie sieht
IhrerMeinungnachderöffentliche
Verkehr inZukunft aus?
Der ÖV wird auch künftig jeden Tag sehr
viele Menschen pünktlich, sicher und be-
quem transportieren. Dies mit hoher
Wahrscheinlichkeit in elektrisch betrie-
benen Fahrzeugen. Ein Grossteil davon
wird sich auf Schienen bewegen. Es wird
heute viel von Digitalisierung gespro-
chen. Da wird sich einiges entwickeln.
Doch das Rückgrat des ÖV bleiben
Schienen und Fahrzeuge.

Hinweis
Peter Füglistaler (57) ist in Wohlen AG auf-
gewachsen und seit Juni 2010 Direktor
des Bundesamts für Verkehr. Er ist ver-
heiratet, hat zwei Kinder und lebt in Wa-
bern bei Bern.

Der Durchgangsbahnhof Luzern: Noch ist er bloss ein Projekt. Bild: PD

«Auchwirfinden
dieEinbindung
vonLuzern im
Fahrplannicht
optimal.»

PeterFüglistaler
Direktor Bundesamt für Verkehr

Bundesrat fährt zweigleisig

Wann kann der 2,4 Milliarden Franken
teure Luzerner Durchgangsbahnhof rea-
lisiert werden? Diese Frage ist noch im-
mer offen. Klar ist, dass derzeit zwei Fi-
nanzierungsvarianten für den Ausbau-
schritt 2030/35 aus dem nationalen
Bahninfrastrukturfonds im Raum stehen.
Entweder werden bis 2030 7 Milliarden
Franken gesprochen oder dann bis 2035
maximal 12 Milliarden. Der Bundesrat hat
am Mittwoch entschieden, vorerst beide
Varianten weiterzuverfolgen.

Damit erhält das federführende Bun-
desamt für Verkehr den Auftrag, beide
Varianten auszuarbeiten. Ende April 2017
werden die Eckwerte festgelegt, wie der
Bundesrat mitteilte. Darauf folgen Ge-
spräche mit den Regierungsräten der
Planungsregionen. Der Bundesrat wird
dann im Rahmen der Vernehmlassungs-
vorlage über die konkreten Projekte des
Ausbauschritts 2030/35 entscheiden
und dem Parlament 2018 die Botschaft
überweisen. (avd)


